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In Reaktion auf die schwerste Flüchtlingskrise seit dem Zweiten Weltkrieg ist es der EU 2015 gelungen, die Migrationssteuerung 
und den Grenzschutz einen entscheidenden Schritt weiterzubringen. Die EU hat Millionen von Menschen Schutz und 
Unterstützung geboten, Menschenleben gerettet und Schleusernetze zerschlagen. Die Zahl der irregulären Einreisen nach 
Europa ist auf das niedrigste Niveau seit fünf Jahren gesunken. Dennoch sind weitere Anstrengungen erforderlich, um die 
Migrationspolitik der EU angesichts eines sich ständig wandelnden geopolitischen Umfelds und einer stetigen Zunahme des 
globalen Migrationsdrucks vollends für die Zukunft fit zu machen.
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„Unsere gemeinsamen europäischen Werte sowie unsere historische Verantwortung sind 
mein Ausgangspunkt, wenn ich über die Zukunft der europäischen Einwanderungspolitik 
nachdenke. Meine Erfahrung sagt mir, dass Europa mehr Solidarität brauchen wird, um sich 
für die Zukunft zu rüsten. Die Zukunft eines wohlhabenden Kontinents, der stets offen sein 
wird für Schutzbedürftige, der aber auch die Herausforderung der Migration gemeinsam 
bewältigt und niemanden mit seinen Problemen allein lässt.“

Der damalige Kandidat für die EU-Kommissionspräsidentschaft Jean-Claude Juncker, 1. Mai 2014

Ein Europa, das unsere Grenzen schützt und 
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SCHUTZ UNSERER GRENZEN MIT HILFE DER NEUEN EUROPÄISCHEN GRENZ- UND KÜSTENWACHE

EU-WEITE SOLIDARITÄT: KONKRETE HILFE FÜR DIE MITGLIEDSTAATEN

Die Europäische Union hat ihren Mitgliedstaaten finanzielle und praktische Unterstützung bislang unbekannten Ausmaßes 
gewährt.

Sie umfasst Mittel aus dem EU-Haushalt in Höhe von 22 Mrd. EUR für die interne und externe Migrationssteuerung, 
mehr als das Doppelte dessen, was ursprünglich für den Zeitraum 2015-2018 vorgesehen war. 9,6 Mrd. EUR aus dem 
Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds (AMIF) und dem Fonds für die innere Sicherheit (ISF) fließen in das interne 
Migrationsmanagement und 12,4 Mrd. EUR werden für die Steuerung der externen Aspekte der Migration verwendet. 
Während unter Druck stehende Mitgliedstaaten um Soforthilfe ansuchen können, unterstützt langfristige Finanzierung die 
nationalen Behörden dabei, ihr Migrations- und Grenzmanagement für die Zukunft fit zu machen.

Angesichts der bisherigen Erfahrungen hat die Kommission vorgeschlagen, die Mittel für Migration und Grenzmanagement 
im nächsten langfristigen EU-Haushalt 2021-2027 auf 34,9 Mrd. EUR knapp zu verdreifachen.

Soforthilfe zur Unterstützung der EU-
Mitgliedstaaten seit 2014:

AMIF: 1,07 Mrd. EUR
ISF: 410 Mio. EUR

Die 2016 auf der Basis von Frontex gegründete Europäische Agentur für die Grenz- und Küstenwache steht 
heute im Mittelpunkt der Bemühungen der EU, ihre Mitgliedstaaten bei der Sicherung der Außengrenzen zu unterstützen. Im 
März 2019 einigten sich das Europäische Parlament und der Rat auf den Vorschlag der Kommission, die Europäische Grenz- 
und Küstenwache weiter zu stärken und die Agentur mit einer ständigen Reserve von 10 000 Grenzschutzbeamten 
auszustatten, um sicherzustellen, dass die Mitgliedstaaten jederzeit die volle operative Unterstützung der EU in Anspruch 
nehmen können. Die Agentur wird auch über ein stärkeres Mandat hinsichtlich der Rückführung verfügen und enger 
mit Drittländern zusammenarbeiten, und zwar auch außerhalb der unmittelbaren Nachbarschaft der EU. Mit dieser 
Verstärkung erhält sie eine angemessene personelle Ausstattung, um Europas gemeinsame Herausforderungen bei 
Migrationssteuerung und Grenzmanagement bewältigen zu können.

Rund 1 000 Beamte werden bereits an den europäischen Land- und Seegrenzen eingesetzt, und mit den seit 2015 in 
Griechenland und Italien eingerichteten Hotspots sind wir nun in der Lage, die Migrationsströme besser zu 
bewältigen und zu kontrollieren: Jede Person, die in einem Hotspot ankommt, wird identifiziert und registriert und einer 
Sicherheitsüberprüfung unterzogen.

Darüber hinaus werden neue Grenzsicherheitssysteme wie z. B. das Einreise-/Ausreisesystem sowie das EU-weite 
Reiseinformations- und -genehmigungssystem (ETIAS) eingeführt, damit wir stets wissen, wer über unsere Grenzen 
kommt. Die Kommission hat auch das bestehende Schengener Informationssystem gestärkt, um gefährliche Straftäter 
und Terroristen leichter aufspüren zu können, und schlug neue Maßnahmen vor, um die vollständige Interoperabilität 
der EU-Informationssysteme für Sicherheit, Grenzmanagement und Migrationssteuerung zu erreichen und sicherzustellen, 
dass Grenzschutz- und Polizeibeamte jederzeit und von überall auf die richtigen Informationen zugreifen können.
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IRREGULÄRE GRENZÜBERTRITTE UM 90 % REDUZIERT

Rettung von Menschenleben, bessere Steuerung der Migrationsströme und strenges Vorgehen gegen Schleuser sind 
die wichtigsten Ziele der Migrationspolitik der EU. Seit der Erklärung EU-Türkei vom März 2016 hat sich die Zahl der in 
Griechenland ankommenden Migranten erheblich verringert. Im Vergleich zum Zeitraum vor Inkrafttreten der Erklärung 
ist sie um 97 % zurückgegangen. Im zentralen Mittelmeerraum ist ihre Zahl 2018 im Vergleich zu 2017 um 80 % 
zurückgegangen, und 2019 ist sie gegenüber demselben Zeitraum des Jahres 2018 über 90 % niedriger. Die Gesamtzahl 
der in Spanien ankommenden Migranten ist 2019 bisher um 41 % höher als im selben Zeitraum 2018, wobei seit Februar 
ein deutlicher Rückgang zu verzeichnen war. In derselben Zeit ist die Zahl der Todesfälle im Mittelmeer ebenfalls deutlich 
gesunken.



EU-Agenturen wie die Europäische Agentur für die Grenz- und Küstenwache, das Europäische Unterstützungsbüro 
für Asylfragen und Europol leisten operative Unterstützung vor Ort. Mithilfe ihrer Agenturen unterstützt die EU die 
Mitgliedstaaten mit Personal, Expertenwissen und Ausrüstung an den Land- und Seegrenzen, um die Außengrenzen zu 
verwalten und zu stärken, Schutzbedürftige aufzunehmen, andere Ankommende wirksam zurückzuführen und vor allem 
Menschenleben zu retten.

Im Rahmen des Umsiedlungsprogramms wurden zwischen 2015 und 2017 fast 35 000 Asylsuchende – alle, die für eine 
Umsiedlung in Frage kamen – in andere EU-Mitgliedstaaten umgesiedelt.

GLOBALE PARTNERSCHAFTEN

Während der Amtszeit der Juncker-Kommission wurde die Migration vollständig in die Außenpolitik der EU integriert. Im 
neuen Partnerschaftsrahmen für Migration werden alle politischen Maßnahmen und Instrumente der EU verknüpft, um 
den Herausforderungen außerhalb der Europäischen Union im Zusammenhang mit der Migration wirksam zu begegnen. Es 
wurden konkrete Maßnahmen ergriffen, mit denen die folgenden Prioritäten umgesetzt werden:

• Menschenleben retten

• das Geschäftsmodell von Menschenhändlern und 
Schleusern zerschlagen

• die Zusammenarbeit im Bereich Rückkehr und 
Rückübernahme intensivieren

• die wahren Ursachen der Migration beseitigen

• bessere Chancen in den Herkunftsländern schaffen

• Personen, die internationalen Schutz benötigen, legale 
Einreisemöglichkeiten gewährleisten

Augenfällige Erfolge

Schutz: Gemeinsam mit den Agenturen der Vereinten Nationen arbeitet die EU daran, Migranten und Flüchtlinge 
entlang der zentralen Mittelmeerroute besser zu schützen: In Niger wurden im Rahmen der EU-IOM-Partnerschaft 
sechs Transitzentren eingerichtet; seit Mai 2017 wurden mehr als 38 000 Menschen bei der freiwilligen Rückkehr 
aus Libyen, der Sahelzone und der Tschadseeregion in ihre Heimatregion unterstützt; mehr als 3 500 Menschen, die 
internationalen Schutz benötigen, wurden seit der Einrichtung der Gemeinsamen Task Force der Afrikanischen Union, 
der Europäischen Union und der Vereinten Nationen im Jahr 2017 im Hinblick auf ihre Neuansiedlung aus Libyen 
evakuiert; mehr als 13 000 Migranten wurden von der IOM in Zusammenarbeit mit den nigrischen Behörden in der 
Wüste gerettet. Migranten und Flüchtlinge in Haftzentren und Ausschiffungsorten in Libyen werden auch weiterhin 
durch von der EU finanzierte Projekte unterstützt, und die Bemühungen der Gemeinsamen Task Force zur Räumung 
der Zentren werden fortgesetzt.

Bekämpfung von Menschenhändlern und Schleusern: Die Operation Sophia trug dazu bei, 151 mutmaßliche 
Schleuser und Menschenhändler zu verhaften; mit Unterstützung der EU wurden 200 Personen festgenommen und 
in Niger vor Gericht gestellt; die EU wird die gemeinsame Einsatztruppe der G5 Sahel bei ihren Maßnahmen in der 
Region mit Mitteln in Höhe von 100 Mio. EUR unterstützen; die Zusammenarbeit und der Informationsaustausch 
zwischen europäischen Agenturen wie Europol und der Europäischen Grenz- und Küstenwache und den lokalen 
Behörden wurden verstärkt.

Die Zusammenarbeit mit den Partnern hat ein noch nie da gewesenes Niveau erreicht: 
Unterstützung der Partnerländer bei der Reform ihrer Migrationsmanagementsysteme, Entsendung von europäischen 
Verbindungsbeamten für Migration in die EU-Delegationen in den 12 wichtigsten Herkunfts- und Transitländern, 
verstärkte Nutzung multilateraler Initiativen wie der Kontaktgruppe zentrales Mittelmeer.

Die EU arbeitet mit den Herkunftsländern an der Verbesserung der praktischen Vereinbarungen zur Rückführung und 
Rückübernahme. Mit 23 Herkunfts- und Transitländern wurden inzwischen förmliche Rückübernahmeabkommen oder 
praktische Vereinbarungen über die Rückführung und Rückübernahme geschlossen.

Chancen: Der Nothilfe-Treuhandfonds der EU für Afrika mit einer Mittelausstattung von 4,2 Mrd. EUR bietet 
Unterstützung entlang der Migrationsrouten und schafft durch Initiativen zur Förderung der wirtschaftlichen 
Entwicklung, zur Schaffung von Arbeitsplätzen und zur Verbesserung der Stabilität neue Chancen in den Heimatländern 
der Migranten.

• Beitrag aus dem EU-Haushalt: 3,7 Mrd. EUR

• Beiträge der Mitgliedstaaten: 494 Mio. EUR

Über 5,3 Millionen Menschen werden mit Grundversorgungsleistungen, mit Programmen zur Ernährungssicherheit 
und zur gezielten Nährstoffversorgung unterstützt, 41 000 Arbeitsplätze wurden geschaffen oder ermöglicht und 
40 000 Menschen konnten Ausbildungs- bzw. Weiterbildungsmaßnahmen in Anspruch nehmen.



ÜBERARBEITUNG DER EU-ASYLVORSCHRIFTEN

Die letzten Jahre haben gezeigt, dass die EU eine robuste, wirksame und nachhaltige Migrationssteuerung braucht. Mit 
dem von der Kommission vorgelegten Reformpaket sollen effiziente und faire Verfahren geschaffen werden, die keinen 
Spielraum für Missbrauch und Sekundärmigration lassen. Die Kommission hat alle erforderlichen Vorschläge vorgelegt 
und es wurden bereits erhebliche Verhandlungsfortschritte erzielt, aber die Mitgliedstaaten müssen sich noch auf einen 
gemeinsamen Ansatz für die Reform einigen. Die Kommission wird weiterhin sowohl mit dem Europäischen Parlament als 
auch mit dem Rat zusammenarbeiten, um die Annahme dieser Vorschläge voranzubringen.
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SICHERE UND LEGALE WEGE NACH EUROPA: NEUE IMPULSE FÜR DIE NEUANSIEDLUNG

Im September 2017 initiierte die Kommission ein neues Programm zur Neuansiedlung von mindestens 50 000 Flüchtlingen 
- das bislang größte Neuansiedlungsprogramm der EU - im Rahmen dessen bereits 25 000 Personen neu angesiedelt wurden. 
Insgesamt wurden seit 2015 dank EU-Neuansiedlungsprogrammen über 50 000 der schutzbedürftigsten Flüchtlinge im 
Nahen Osten und in Afrika in die EU aufgenommen.
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sollten die Mitgliedstaaten die letzten 
Neuansiedlungen abschließen.

AUSWIRKUNGEN DER NEUEN VORSCHRIFTEN IN DER PRAXIS


